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Die Querschnittsklauseln des AEUV statuieren die Pflicht, bestimmte Ziele 
in allen Politikbereichen der EU zu berücksichtigen. Das EU-Kartellrecht 
zählt zwar einerseits zu den unionalen Politikbereichen, setzt aber ande-
rerseits Verhaltensnormen für Unternehmen. Aus diesem Spannungsver-
hältnis erwächst die praxisrelevante Frage, ob und inwieweit die Verfolgung 
von Gemeinwohlzielen auch dann in die Hände von Unternehmen gelegt 
werden kann, wenn dadurch wettbewerbsbeschränkende Wirkungen 
entstehen.
Der Verfasser zeigt die Tragweite der Querschnittsklauseln auf und ordnet 
sie in das europäische Normensystem ein. Auf dieser Grundlage untersucht 
er ihren Einfluss auf das EU-Kartellrecht, indem er die Entscheidungspraxis 
der europäischen Organe auswertet und die vielfältigen Konzepte zur 
Berücksichtigung nichtwettbewerblicher Ziele in Art. 101 AEUV analysiert. 
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3722. Gesundheitsschutz durch Verbesserungen des Umweltschutzes

373
3. Gesundheitsschutz durch unmittelbare Verbesserungen der

Volksgesundheit
374a) Bayer/Hoechst
376b) Pasteur Mérieux/Merck
379c) Glaxo Wellcome
381III. Verbraucherschutzaspekte

381
1. Verbraucherschutz durch Verbesserungen der Sicherheit von

Produkten
381a) BMW-Vertriebsverträge
381b) Continental/Michelin
383c) Ford/Volkswagen
384d) Asahi/Saint-Gobain

385

2. Verbraucherschutz durch Vorgaben für die rechtliche Gestaltung
von Vertragsbeziehungen und durch Maßnahmen zur
Verwirklichung von Markttransparenz

386
a) Die Gruppenfreistellungsverordnungen für die

Versicherungswirtschaft

388

b) Die Vorgehensweise der Kommission bei
Einzelfreistellungen: Das Beispiel der CECED
I-Entscheidung und des Negativattests im Fall CEMEP

390IV. Kulturelle Aspekte
3901. Die Literatur: Der Kampf um die Buchpreisbindung

392
a) Die Buchpreisbindung im niederländischen Sprachraum: Die

Entscheidung VBBB/VBVB
392aa) Sachverhalt und Entscheidungsgründe
396bb) Entscheidungsanalyse und Kritik

398

b) Die Buchpreisbindung im englischen Sprachraum: Die
Entscheidung Publishers’ Association –
„Netto-Bücher“-Vereinbarungen

398aa) Sachverhalt und Entscheidungsgründe
401bb) Entscheidungsanalyse und Kritik

402
c) Die Buchpreisbindung im deutschen Sprachraum: Das

Verfahren Sammelrevers
402aa) Sachverhalt und Entscheidungsgründe
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405bb) Entscheidungsanalyse und Kritik
4072. Der Film: Die Freistellungsentscheidung UIP

410
3. Die Musik: Die kulturpolitische Bedeutung der

Verwertungsgesellschaften
410a) Die Freistellungsentscheidung Simulcasting
412b) Die CISAC-Entscheidung

412

aa) DerWeg zur CISAC-Entscheidung: Die Abkommen von
Santiago und Barcelona und die
„Kommissionsempfehlung“ von 2005

414bb) Sachverhalt und Entscheidungsgründe
419cc) Der weitere Verlauf des Falles
419dd) Entscheidungsanalyse und Kritik
422V. Die besonderen Aspekte des Sports

423

1. Die Zentralvermarktung: Zurückhaltende Ansätze einer
Integration der sportspezifischen Aspekte in die
Freistellungskriterien

425
a) Die Entscheidung zur gemeinsamen Vermarktung der

gewerblichen Rechte an der UEFA Champions League
425aa) Sachverhalt und Entscheidungsgründe
429bb) Entscheidungsanalyse und Kritik

431

b) Die Entscheidung zur gemeinsamen Vermarktung der
Medienrechte an der deutschenBundesliga und der englischen
FA Premier League

432

2. Die UEFA-Übertragungsregelung: Der angebliche Kompromiss
zwischen denWettbewerbsvorschriften und den Besonderheiten
des Sports

435

3. Das FIFA-Spielervermittler-Reglement: Die besonderen
Merkmale des Sports als eigenständige Rechtfertigungsfigur im
Rahmen von Art. 101 Abs. 3 AEUV?

437
4. Die UEFA-Vorschrift über die Integrität der Klubwettbewerbe:

Die Übernahme der „Wouters-Doktrin“ durch die Kommission

443

5. Die Entscheidung Meca-Medina und Majcen: Die
(rein „vorsorgliche“) Anwendung der „Wouters-Doktrin“ auf
eine Regelung rein sportlichen Charakters

4456. Fazit

446
VI. Gemeinwohlaspekte im Rahmen des berufsständischen

Satzungsrechts

448
1. Von berufsständischen Vertretungen beschlossene

Gebührenordnungen
448a) CNSD
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450b) COAPI
451c) Belgische Architekten

453
2. Von berufsständischenVertretungen beschlossene berufsethische

Verhaltenskodizes
455a) Der berufsethische Verhaltenskodex des EPI

458
b) Die weitere Entwicklung der Kommissionspraxis zu

berufsethischen Verhaltensregeln

460
VII. Sozialpolitische (und vermeintlich beschäftigungspolitische)

Aspekte
4611. Die sozialpolitischen Elemente von Strukturkrisenkartellen

462
2. Beispiele für dieWürdigung der sozialpolitischen Elemente von

Strukturkrisenkartellen
462a) Kunstfasern
463b) Stichting Baksteen
465VIII. Kohäsionspolitische Aspekte

465
1. Die kohäsionspolitischen Erwägungen in der Entscheidung

Ford/Volkswagen

466
2. Die Deutung der Aussagen der Kommission zur

Kohäsionspolitik in der Entscheidung Ford/Volkswagen
467IX. Industriepolitische Aspekte
4681. Lichtwellenleiter
4692. Olivetti/Canon
4703. GEC-Siemens/Plessey
4724. BT-MCI
4735. PHOENIX/GlobalOne
4746. Fazit
476X. Der Aspekt der Sicherstellung der Energieversorgung in der Union
4771. Carbon Gas Technologie
4782. Die Entscheidungen zur Internationalen Energieagentur
4803. Scottish Nuclear

482
4. Jahrhundertvertrag zur Absatzsicherung für die deutsche

Steinkohle

484
XI. Der Aspekt des Auf- und Ausbaus transeuropäischer

Infrastrukturnetze

485
1. Die Entscheidungen im Zusammenhang mit dem Kanaltunnel:

ACI, Night Services und Eurotunnel
4892. LH/SAS
490XII. Ergebnisse der Analyse der Freistellungspraxis der Kommission
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494
B. Interpretation und Bewertung der Aussagen der Kommission anlässlich

der Reform des europäischen Kartellverfahrensrechts

495
I. Die Aussagen im „Weißbuch über die Modernisierung der
Vorschriften zur Anwendung der Artikel 85 und 86 EG-Vertrag“

497
II. Die Aussagen in den „Leitlinien zur Anwendbarkeit von Art. 81

EG-Vertrag auf Vereinbarungen über horizontale Zusammenarbeit“

500
III. Die Aussagen in dem Entwurf der „Leitlinien zur Anwendung von

Artikel 81 Absatz 3 EG-Vertrag“

502
IV. Die Aussagen in den „Leitlinien zur Anwendung von Artikel 81

Absatz 3 EG-Vertrag“

503C. Analyse und Kritik der Rechtsprechung der europäischen Gerichte

504
I. Der klassische Ansatz: Nichtwettbewerbliche Aspekte im Rahmen
der Rechtsprechung zu Art. 101 Abs. 3 AEUV

504
1. Prolog: Die Andeutungen in den Urteilen Walt Wilhelm und

Continental Can
504a) Sachverhalte und Entscheidungsgründe
505b) Analyse und Kritik
5072. Erste Konkretisierungen: Das Metro I-Urteil
507a) Sachverhalt und Entscheidungsgründe
509b) Analyse und Kritik
5133. Bestätigung der Metro I-Formel durch das Remia-Urteil
513a) Sachverhalt und Entscheidungsgründe
514b) Analyse und Kritik

516
4. Die Urteile zu den Buchpreisbindungssystemen: Gemischte

Signale
516a) Das Urteil des EuGH im Fall VBBB/VBVB
516aa) Entscheidungsgründe
517bb) Analyse und Kritik
518b) Das Urteil des EuG im Fall Publishers’ Association
519aa) Entscheidungsgründe
519bb) Analyse
520c) Das Urteil des EuGH im Fall Publishers’ Association
520aa) Schlussanträge und Entscheidungsgründe
521bb) Analyse und Kritik

522
5. Die Entscheidung des EuG im Fall Matra Hachette: Anzeichen

für eine restriktivere Haltung?
523a) Entscheidungsgründe
524b) Analyse und Kritik
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525

6. Die Entscheidung des EuG im Fall Métropole Télévision: Die
Öffnung des Art. 101 Abs. 3 AEUV für nichtwettbewerbliche
Aspekte?

525a) Sachverhalt und Entscheidungsgründe
527b) Analyse und Kritik

529
II. Der progressiveAnsatz: NichtwettbewerblicheAspekte imRahmen

der Rechtsprechung zu Art. 101 Abs. 1 AEUV

529
1. Der erste Meilenstein: Die Urteile des EuGH in den

Rechtssachen Albany, Brentjens und Drijvende Bokken

529
a) Das Spannungsverhältnis zwischen arbeitsrechtlichen

Kollektivvereinbarungen und dem Kartellverbot

533
b) Präludium: Die Schlussanträge des GA Lenz in der

Rechtssache Bosman
534c) Die Urteile Albany, Brentjens und Drijvende Bokken
534aa) Sachverhalt
534bb) Die Schlussanträge des GA Jacobs
536cc) Entscheidungsgründe
537dd) Kurzanalyse
539d) Postludium: Die Urteile Van der Woude und Pavlov
5402. Der zweite Meilenstein: Das EPI-Urteil des EuG
540a) Entscheidungsgründe
542b) Analyse und Kritik

544
3. Der dritte Meilenstein: Das Urteil des EuGH in der Rechtssache

Wouters
545a) Sachverhalt
545b) Die Schlussanträge des GA Léger
546c) Entscheidungsgründe
548d) Kurzanalyse

556
4. Der vierte Meilenstein: Die Urteile des EuG und des EuGH in

der Rechtssache Meca-Medina

557

a) Ansätze für die Anwendung der Wettbewerbsvorschriften
auf sportliche Regelwerke in der Rechtsprechung der
europäischen Gerichte

558aa) Schlussanträge des GA Lenz in der Rechtssache Bosman

559
bb) Schlussanträge des GA Cosmas in der Rechtssache

Deliège

559
cc) Schlussanträge des GA Alber in der Rechtssache

Lehtonen und Castors Braine
560dd) Weitere Entwicklung
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561b) Das Meca-Medina-Urteil des EuG
561aa) Entscheidungsgründe
562bb) Analyse und Kritik
563c) Das Meca-Medina-Urteil des EuGH
563aa) Schlussanträge des GA Léger
564bb) Entscheidungsgründe
565cc) Kurzanalyse

569
Kapitel 4 Die Konzepte zur Berücksichtigung nichtwettbewerblicher Ziele

im Lichte der Querschnittsklauseln: Wege und Irrwege

570A. Das Konzept der „Entpolitisierung“ des EU-Kartellrechts

574
I. Die Vereinbarkeit des „Entpolitisierungs-Konzepts“ mit den
Vorgaben der Querschnittsklauseln

574
1. Verengung des sachgebietsbezogenenAnwendungsbereichs der

Querschnittsklauseln

575
a) Die an den Querschnittsklauseln ansetzendeArgumentation:

Das Konzept von Stumpf

580
b) Die an den Wettbewerbsvorschriften ansetzenden

Argumentationen

580
aa) Isolation des EU-Kartellrechts kraft hierarchischer

Vorrangstellung der wettbewerblichen Ziele

583
(1) Kritik der theoretischen Herleitung der

Prädominanz-These

586
(2) Kritik der angeblich in der Praxis der Unionsorgane

nachweisbaren Belege für die Prädominanz-These

587
(3) Bestätigung der Kritik durch die wesentlichen

Tendenzen des Vertrages von Lissabon

587
bb) Isolation des EU-Kartellrechts zwecks Erhaltung der

Justiziabilität der Wettbewerbsvorschriften
588(1) Die Injustiziabilitäts-These
588(2) Kritik der Injustiziabilitäts-These

591
2. Enge Fassung des adressatenbezogenen Anwendungsbereichs

der Querschnittsklauseln
592II. Ergebnis

592B. Die „Übersetzung“ von Querschnittszielen in Effizienzgewinne

593
I. Die erzwungeneAbkehr von „semantischen Lösungen“ imRahmen
des Art. 101 Abs. 3 AEUV

598

II. Die neoklassische Wohlfahrtstheorie als gedankliches Fundament
der echten „Übersetzungsthese“: Das Beispiel negativer externer
Effekte
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600

III. Exkurs: Die „Übersetzung“ von Gemeinwohlaspekten in
Effizienzüberlegungen am Beispiel eines ökologisch motivierten
Selbstbeschränkungsabkommens

604IV. Kritik der „Übersetzungsthese“

605

1. Verbrauchervorteile im Spannungsfeld von
Konsumentenrentenmaximierung und sozialer
Wohlfahrtsoptimierung

610
2. Die Suche nach dem sozialen OptimummittelsMonetarisierung

von Gemeinwohlaspekten: ein „Nirwana-Ansatz“

612
V. Der verbleibende Anwendungsbereich für die

„Übersetzungs-Lösung“: Wirtschaftliche Querschnittsziele

615
C. Sektorale Bereichsausnahmen vom Kartellverbot für

querschnittszielrelevante Typen von Vereinbarungen
616I. Analyse des Kerngedankens der Albany-Doktrin

617
II. Übertragbarkeit der Albany-Doktrin auf andere

querschnittszielrelevante Typen von Vereinbarungen

620D. Die „Wouters-Doktrin“
621I. Das dogmatische Fundament der Wouters-Doktrin

621
1. Die US-amerikanische Rule of Reason und der

„zweidimensionale Hybridtest“

625
2. „Regulatory Ancillarity“ oder Schrankentransfer aus dem

Bereich der Grundfreiheiten – Führen viele Wege nach Rom?

625

a) Taxonomische Vorüberlegungen:
Ancillary-restraints-Doktrin, Immanenztheorie, Rule of
Reason und die Schranken der Grundfreiheiten

630
b) Parallele Begründungswege unterschiedlicher

Überzeugungskraft

630
aa) Die Bezugnahme auf das DLG-Urteil als Quelle der

Regulatory-ancillarity-These

633

bb) Die Bezugnahme auf das Reisebüro Broede-Urteil als
Quelle der These vomSchrankentransfer aus demBereich
der Grundfreiheiten

634
II. Die Konvergenz in der Anwendung der Grundfreiheiten und des

Kartellrechts
6351. Die Ziele der Grundfreiheiten und des Kartellverbots
6362. Die Verbotstatbestände
636a) Vergleich der sachlichen Anwendungsbereiche
637b) Vergleich der personellen Anwendungsbereiche
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6393. Die Ausnahmen

640
a) Private als Adressaten der Grundfreiheiten und die Berufung

auf zwingende Erfordernisse des Allgemeininteresses

640
b) Mitgliedstaaten als Adressaten des Kartellverbots und die

Berufung auf Effizienzgewinne

641

c) Berufung der „atypischen Adressaten“ einer Verbotsnorm
auf Rechtfertigungsmöglichkeiten aus dem anderen, auf sie
zugeschnittenen Normkomplex

641
d) Private als Adressaten des Kartellverbots und die Berufung

auf zwingende Erfordernisse des Allgemeininteresses

643
e) Mitgliedstaaten als Adressaten der Grundfreiheiten und die

Berufung auf wirtschaftliche Rechtfertigungsgründe

644
III. Das „Querschnittswirkungsprinzip“ als Motor und Bremse der

Schrankenübertragung

645
E. Art. 106 Abs. 2 AEUV als Einfallstor der Querschnittsziele im

EU-Kartellrecht?
647I. Die Entwicklung des Art. 106 Abs. 2 AEUV

648
II. Die Tatbestandsvoraussetzungen des Art. 106 Abs. 2 AEUV im

Lichte der Querschnittsklauseln
6481. Unternehmen
6492. Dienstleistungen von allgemeinem wirtschaftlichem Interesse
6513. Die Betrauung
6534. Die Verhinderung der Aufgabenerfüllung
654III. Ergebnis

655
F. Einbeziehung der Querschnittsziele in das EU-Kartellrecht durch

kartellbehördliche Duldung

658G. Ergebnis

660
Kapitel 5 Die Wouters-Doktrin: Möglichkeiten und Grenzen der

Schrankenübertragung aus den Grundfreiheiten

660A. Allgemeine Vorüberlegungen
660I. Die formale Qualifikation der Adressaten
661II. Die unterschiedlichen Rechtsanwendungssituationen
661III. Grundüberlegungen zur Beweislast
6621. Terminologische Vorbemerkungen

664
2. Das Grundprinzip der Beweislastverteilung für die

Tatbestandsmerkmale des Wouters-Tests
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666
B. Die Vorstufe zum Wouters-Test: Ist die Berufung auf den Wouters-Test

für bestimmte Vereinbarungen „per se“ ausgeschlossen?

667
I. Das Fehlen eines Pendants zum Tatbestandsmerkmal „Keine
Ausschaltung des Wettbewerbs“

669
II. Indirekte Anzeichen für eine Per-se-Regel in der Rechtsprechung

des EuGH

669

1. Die EuGH-Urteile CNSD, Wouters und Cipolla und die
Kommissionsentscheidung Belgische Architekten:
widersprüchliche Begründungswege

6732. Mögliche Wege zur Auflösung der Widersprüche
675III. Die Konturen der Per-se-Regel im Kontext der Wouters-Doktrin
6761. Anleihen bei der US-amerikanischen Per-se-Regel
676a) Die Grundlinien der Per-se-Regel
678b) Fallgruppen und ausgewählte Beispiele
678aa) Horizontale Preisabsprachen

679
(1) Spezielles Problemfeld: „Salary Caps“ im Sport –

Ein Fall für einen „quick look Wouters-Test“?
685(2) Fazit
686bb) Horizontale Mengenbeschränkungen

687
(1) Sozial- und beschäftigungspolitische Aspekte von

Strukturkrisenkartellen

688

(2) Outputlimitierende Vereinbarungen im Rahmen der
zentralen Vermarktung von Übertragungsrechten an
Sportveranstaltungen

690cc) Horizontale Marktaufteilungen
691dd) Vertikale Wettbewerbsbeschränkungen
692ee) Gruppenboykotte
6932. Anleihen beim Topos des Gesetzesvorbehalts

696

a) Das Kriterium der Grundrechtsrelevanz am Beispiel von
horizontalen Vereinbarungen zur Berufszulassung oder
-ausübung

698
b) Sonstige Kriterien für und gegen das Eingreifen des

Gesetzesvorbehalts
699c) Honorarordnungen und Gesetzesvorbehalt

700

3. Per-se-Verbote als Kompensation für das Fehlen des
Tatbestandsmerkmals „Keine Ausschaltung des Wettbewerbs“
aus Art. 101 Abs. 3 AEUV

700IV. Beweislastfragen im Rahmen von Per-se-Verboten
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701C. Die Verhältnismäßigkeitsprüfung des Wouters-Tests
702I. Vorprüfung: Die Legitimität der angestrebten Ziele
7031. Qualitative Legitimität: Die Art der Ziele
7052. Quantitative Legitimität: Die Festlegung des Schutzniveaus

706

a) Die Festlegung des zulässigen Schutzniveaus imKontext der
Schranken der Grundfreiheiten: Der Beurteilungsspielraum
der Mitgliedstaaten

706aa) Die generelle Linie der Rechtsprechung des EuGH
708bb) Das Beispiel der Broede-Entscheidung

709
cc) Der Sonderfall der unmittelbaren Drittwirkung der

Grundfreiheiten

712
b) Die Festlegung des zulässigen Schutzniveaus imKontext des

Wouters-Tests

712

aa) Die Wouters-Entscheidung: Anerkennung einer
schutzniveaubezogenen Einschätzungsprärogative der
niederländischen Rechtsanwaltskammer

714

bb) DieMeca-Medina-Entscheidung: Der ex ante verfügbare
Stand der wissenschaftlichen Kenntnisse als Maßstab für
das zulässige Schutzniveau

716cc) Ergebnis
7173. Das Vorliegen von Risiken für das betroffene Schutzgut

719
a) Die mitgliedstaatlichen Spielräume bei der Risikobewertung

im Rahmen der Grundfreiheiten

721
aa) Der objektiveMangel an verwertbarenwissenschaftlichen

Erkenntnissen

722
bb) Risikobewertung im Spannungsfeld wissenschaftlicher

Kontroversen

723
b) Spielräume bei der Risikobewertung im Rahmen des

Wouters-Tests

723
aa) Die Wouters-Entscheidung: Der Spezialfall einer

„rechtswissenschaftlichen Risikobewertung“

725

bb) DieMeca-Medina-Entscheidung: Der ex ante verfügbare
Stand der wissenschaftlichen Kenntnisse als Grundlage
für die Risikobewertung

726cc) Ergebnisse und offene Fragen
727II. Widersprüche in Regelungssystemen

728
1. Die Rolle vonWidersprüchen in der Rechtsordnung imKontext

der Grundfreiheiten

730
2. Die Rolle vonWidersprüchen in Regelungssystemen imKontext

des Wouters-Tests
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7313. Exkurs: Die inneren Widersprüche der „50 + 1“-Regel

734
III. Die Verhältnismäßigkeit im eigentlichen Sinne: Überprüfung der

Zweck-Mittel-Relation
7351. Geeignetheit

737

a) Zeithorizonte und Einschätzungsprärogativen im Rahmen
der Eignungsprognose: Die Rechtsprechung zu den
Grundfreiheiten

737aa) Die Bestimmung des maßgeblichen Zeithorizonts

738
bb) Die Existenz von mitgliedstaatlichen

Einschätzungsprärogativen bei der Eignungsprüfung

744
b) Zeithorizonte und Einschätzungsprärogativen bei der

Eignungsprognose im Rahmen des Wouters-Tests
744aa) Die Bestimmung des maßgeblichen Zeithorizonts

745
bb) Die Existenz von Einschätzungsprärogativen,

insbesondere in Fällen mit tatsächlichen Unsicherheiten

747
c) Für den Wouters-Test typische Probleme der

Geeignetheitsprüfung

747
aa) Prognosen des Marktverhaltens von Produzenten und

Konsumenten: Der Nachweis von Marktversagen

748

(1) Der Widerspruch zwischen individueller und
kollektiver Rationalität als Ursache des
Marktversagens

749(2) Typische Erscheinungsformen von Marktversagen

751
(3) Praktische Auswirkungen auf die

Verhältnismäßigkeitsprüfung

752
bb) Die Bewertung der Geeignetheit in

„Damoklesschwert-Situationen“
7542. Erforderlichkeit

756
a) Erster Schritt: Die Suche nach möglichen

Alternativmaßnahmen

757
aa) Die Last der Suche nach Alternativmaßnahmen im

Kontext der Grundfreiheiten

758
bb) Die Last der Suche nach Alternativmaßnahmen im

Kontext des Wouters-Tests

760
b) Zweiter Schritt: Die Geeignetheit der vorgeschlagenen

Alternativmaßnahmen

761

c) Dritter Schritt: Vergleich des Wirkungsgrades der
Alternativmaßnahme mit dem Wirkungsgrad der streitigen
Maßnahme
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762d) Vierter Schritt: Vergleich der Eingriffsintensität
762aa) „Bipolarität“ oder „Multipolarität“?

764
bb) Die Ermittlung der Eingriffsintensität in einer

„multipolaren“ Prüfung

765
(1) Theoretische Grundlagen: Das

Kaldor-Hicks-Kriterium

765

(2) Die Diskussion um die Zulässigkeit einer wertenden
Gesamtschau zur Ermittlung des milderenMittels im
Kontext der Grundfreiheiten

766

(3) Anwendungsbeispiel: Förderung der
Produktsicherheit durch qualitative Anforderungen
an Vertriebssysteme statt freiwilliger
Selbstverpflichtungen zum Verzicht auf die
Herstellung bestimmter Produkttypen

768
e) Fünfter Schritt: Die an Alternativmaßnahmen anknüpfende

Kontrolle der Verhältnismäßigkeit im engeren Sinne

770
aa) Die Dualität der Abwägungskonzepte: positive und

negative Verhältnismäßigkeit

771
bb) Die Verknüpfung der materiellrechtlichen

Verhältnismäßigkeitskonzepte mit der Kontrolldichte

773
cc) Die Verhältnismäßigkeitskonzeption des EuGH im

Kontext der Kontrolle von Unionsmaßnahmen

773
dd) Die Verhältnismäßigkeitskonzeption des EuGH im

Kontext der Grundfreiheiten

776
ee) Die Verhältnismäßigkeitskonzeption des EuGH im

Kontext des Wouters-Tests

778
ff) Folgen für die Anforderungen an die richterliche

Streitentscheidung
7793. Angemessenheit von Sanktionen

782D. Das Kriterium der staatlichen Letztentscheidungsbefugnis

786E. Das Kriterium der Publizität

786
I. Funktionen von Publizität im Kontext gemeinwohlfördernder
Absprachen

787
II. Gründe für das Erfordernis der Publizität gemeinwohlfördernder

Absprachen
787III. Wege zur Verwirklichung von Publizität
788IV. Ergebnis
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790
Kapitel 6 Verschärfung des Kartellverbots bei negativen Auswirkungen

auf nichtwettbewerbliche Ziele?

790A. Praktische Relevanz

792
B. Die These von der Existenz nichtwettbewerblicher

„Freistellungsschranken“

793
I. Argumente für nichtwettbewerbliche Zusatzvoraussetzungen in
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